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Einleitung

Aktuell sind Kooperation und Vernetzung prägnanter Gegenstand gesellschaft-
licher Innovationsdiskurse. Grund hierfür ist, dass die vorhandene gesamtge-
sellschaftliche Komplexität dazu führt, Teilprozesse und Leistungserbringungen 
immer mehr von ausdifferenzierten und vereinzelten Systemen und Teilberei-
chen erbringen zu lassen. Hierbei entstehen sogenannte Schnittstellenproblema-
tiken, die sich durch die jeweiligen Zuständigkeiten und Nicht-Zuständigkeiten 
bedingen: Jedes Teilsystem bearbeitet für sich die jeweilige Herausforderung 
und verweist für den Fall der Nicht-Zuständigkeit auf das entsprechend andere 
System und deren Akteure. Für Bürgerinnen und Bürger hat dies eine gewisse 
Unübersichtlichkeit, Verzögerungen bei der Problembearbeitung bis hin zu Zu-
gangsbarrieren zur Folge. Kooperation und Vernetzung haben in diesem Kontext 
eine zentrale Bedeutung zur Bearbeitung diesen Dilemmas: Sie werden in die-
sem Kontext als gewinnbringende und erfolgversprechende Felder strategischen 
Handelns zur Bearbeitung der Herausforderungen einer globalen arbeitsteiligen 
Welt etikettiert (vgl. u. a. Dahme & Wohlfahrt, 2000; Dahme, 2000). Demnach ist 
die Logik des Netzwerkens und Kooperierens in der Gesellschaft vorherrschend: 
Zentrale gesellschaftliche Funktionen werden in ihnen und durch sie organi-
siert. Hierfür hat Castells (2001) eigens den Begriff der ‚Netzwerkgesellschaft‘  
geprägt.

Auch in den bildungs- und sozialpolitischen Reformen dieser Zeit zeigt sich 
das Kooperations- und Netzwerkparadigma, unter anderem:

 – in Form von Forderungen nach der Etablierung inklusiver Prozesse und 
Strukturen z. B. zur Gestaltung bedarfsgerechter Bildung und Erziehung in 
inklusiven schulischen Settings (Inklusion durch Kooperation) (siehe u. a. 
UN-Behindertenrechtskonvention)

 – in der Forderung nach der Etablierung systemübergreifender professionel-
ler Settings als Antwort auf die Zersplitterung und Ausdifferenzierung ge-
sellschaftlicher Teilsysteme des sozialen Dienstleistungssektors (u. a. Merten, 
2015; Dahme & Wohlfahrt, 2000)

 – oder auch in der Verabschiedung von Gesetzten (z. B. Einführung des Bun-
deskinderschutzgesetzes), in denen der Auf- und Ausbau von flächendecken-
den verbindlichen Netzwerkstrukturen, die institutionalisierte Kooperation 
unterschiedlicher Systeme (in diesem Fall primär das System der Kinder- und 
Jugendhilfe und das Gesundheitssystem) gewährleisten soll, als Handlungs-
auftrag formuliert wurde.
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Die Bildungs- und Sozialpolitik richtet folglich zurzeit einen starken Fokus 
auf kommunal koordinierte interdisziplinäre Kooperationen der Bereiche 
Kinder- und Jugendhilfe, Schulwesen, Gesundheitswesen, soziale Sicherung 
und Arbeitsmarktförderung in der Absicht, ein kompaktes kommunales Ge-
samtsystem von Bildung, Betreuung und Erziehung zu entwickeln. Hierzu ist 
bundesweit eine Vielzahl von bildungs- und sozialpolitischen Reformen, Pro-
grammen und Projekten aufgelegt und durchgeführt worden, die in den Fach-
debatten zusammengefasst unter dem Begriff der kommunalen Gesamtstrate-
gien diskutiert wird. Diesen Programmen und Projekten ist gemein, dass sie 
Kooperation und Vernetzung als Bedingung für ihren Erfolg betrachten und  
ihnen ein hohes Potenzial zur Lösung struktureller Probleme zuschreiben: 
als wesentliches Prozess- und Strukturelement sollen sie ein systemübergrei-
fendes und aufeinander abgestimmtes Wohlfahrtssystem sichern, um die Bil-
dungs- und Lebenschancen von benachteiligten Kindern und Jugendlichen zu 
verbessern. Darüber hinaus wird ihnen der Nutzen zugeschrieben, bestehende 
funktionale Schwächen des Bildungs- und Sozialsystems (‚Versäulung‘) ab-
mildern zu können und gleichzeitig die Krise, die bestehende staatliche Steue-
rungsunfähigkeit im Bereich des sozialen Dienstleistungssektors, durch Ko-
operations- und Vernetzungsarrangements abzumildern. Das Organ, welches  
diese Programme und Projekte umsetzt und durchführt, stellt die Kommune 
dar – sie gilt als Hoffnungsträgerin ersten Ranges zur erfolgreichen Bewälti-
gung der soeben skizzierten gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen (vgl. 
Brettschneider & Klammer, 2017).

Als Diplom-Sozialpädagogin koordinierte ich im Rahmen meiner beruf-
lichen Tätigkeiten eines dieser Modellprojekte und das Netzwerk Frühe Hil-
fen. Zu meinen Aufgaben gehörten die konzeptionelle Entwicklung und Im-
plementierung der beiden Programme sowie die Entwicklung und Steuerung 
kooperativer und netzwerkartiger Zusammenarbeit der zu beteiligenden 
Akteure unter Beachtung der vielfältigen strukturellen und konzeptionellen 
kommunalen Ausgangsbedingungen. Diese zeichneten sich durch eine starke 
Heterogenität und Komplexität aus, da Akteure unterschiedlicher Professio-
nen mit unterschiedlichen Aufgaben- und Arbeitsfeldern sowie unterschied-
licher Ressourcenausstattung aus verschiedenen Herkunftsorganisationen und 
-systemen mit je eigenen Handlungslogiken, unterschiedlichen Positionen, 
Rollen und Zuständigkeiten im kommunalen Gefüge des sozialen Dienst-
leistungssektors aufeinandertreffen. Diese Heterogenität stellte mich als 
Koordinatorin vor die Frage, ob und wie ich einen Wandel hin zu einer re-
gelhaften und verbindlichen Zusammenarbeit bislang nicht systematisch ver-
bundener Akteure und äußerst differierender Unterstützungssysteme gestalten  
kann.
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Meine sich daran anschließende Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin im Forschungsschwerpunkt „Bildungs- und Sozialpolitik – Lebenschancen 
und pädagogische Professionalität“ des Instituts für Erziehungswissenschaft der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster ermöglichte es mir, mich im Rah-
men meiner Dissertation umfassend mit dieser Frage beschäftigen zu können.

Die vorliegende Forschungsstudie untersucht folglich den empirischen 
Gegenstand der kommunalen Kooperation und Vernetzung. Exemplarisch 
wurde dazu eine Kommune ausgewählt, die sich in dem Aufbau und der Rea-
lisierung einer kommunalen Gesamtstrategie  – des Modellprojektes „Kom-
munale Präventionskette“  – engagiert. Das Erkenntnisinteresse liegt darin, 
herauszufinden, ob und wie die Idee von Vernetzung und Kooperation von bis 
dato eigenständigen und voneinander unabhängigen Akteuren unterschied-
licher Versorgungs- und Unterstützungssysteme (inklusive ihrer konzeptio-
nellen Varianzen und unterschiedlichen Systemlogiken) umgesetzt werden 
kann.1

Zum Aufbau der vorliegenden Arbeit
Die Herausforderung, welche sich für die Praxis stellt, gilt in ganz besonderer 
Weise auch für diese Forschungsstudie und deren Darstellung in Form die-
ser Dissertationsschrift: die Herausforderung, die diesem Forschungskontext 
inhärente Komplexität in eine lineare Darstellung und Verschriftlichung zu 
bringen. Dieser Studie liegt ein Forschungsgegenstand zugrunde, der sich 
aus drei Bausteinen zusammensetzt und begründet: aus kommunalen Rah-
menbedingungen, Strukturen, Aufgaben und bildungs- und sozialpolitischen 
Reformen und Initiativen, Forschungen und Evaluationen zu Kooperation 
und Vernetzung und konzeptionellen Ansätzen und forschungstheoretischen 
 Rahmungen.

Demzufolge erfolgt in Kapitel 1 eine dezidierte Aufbereitung kommunaler 
Strukturen, Aufgaben, politischer Erwartungen und Programme. Hier werden 
zunächst die Strukturen und Merkmale des kommunalen Dienstleistungssektors 
angeführt (Kapitel 1.1). Hieran schließt sich die Diskussion bildungs- und sozial-
politischer Reformen an, die die Grundlage für die systematische Darstellung der 
daraus resultierenden aufgelegten bildungs- und sozialpolitischen Programme 
und Projekte bilden (Kapitel 1.2).

1  In der vorliegenden Arbeit wird das generische Maskulinum verwendet. Bei allen Bezeich-
nungen, die auf Personen und Funktionen bezogen sind, umfasst die gewählte Form Perso-
nen aller Genderzuordnungen.
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In Kapitel 2 werden der zweite Baustein, die Forschungen und Evaluatio-
nen zu Kooperation und Vernetzung in diesen bildungs- und sozialpolitischen 
Programmen und Projekten, dargelegt und diskutiert. Am Beispiel der Projekte 
des Landes Nordrhein-Westfalen werden Studien und Evaluationen vorgestellt, 
die exemplarisch die thematische Breite bestehender bildungs- und sozialpoliti-
scher Programme und Projekte abzudecken vermögen. Hierfür werden die For-
schungs- und Evaluationsergebnisse zu den Projektkontexten der Erziehungs- 
und Bildungslandschaften (Kapitel 2.1), des Ganztagsausbaus (Kapitel 2.2), der 
kommunalen Präventionsketten (Kapitel 2.3), der Frühen Hilfen (Kapitel 2.4) 
und des Übergangs Schule-Beruf (Kapitel 2.5) vorgestellt.

Die diesem Forschungskontext zugrundeliegenden konzeptionellen Ansät-
ze und forschungstheoretischen Rahmungen werden in Kapitel 3 ausführlich 
aufgearbeitet. Hierbei wird deutlich, dass ein theoretischer oder konzeptionel-
ler Kontext allein als Fundament für diese Studie und dem Forschungsgegen-
stand nicht ausreicht. Vor diesem Hintergrund erscheint ein hybrider Theorie- 
und Konzept-Ansatz notwendig, um die vier diesem Forschungsgegenstand 
zugrundeliegenden Ansätze, Modelle, Diskurse und Analyseansätze einord-
nen zu können. Zunächst werden Ansätze neuer Steuerung und Governance 
vorgestellt (Kapitel 3.1). Anschließend werden die theoretischen Ansätze des 
Neo-Institutionalismus vor dem Hintergrund des Umgangs der Kommunen 
und Organisationen mit Umwelteinflüssen erläutert sowie Ansätze und Mo-
delle des Wandels in Bezug auf die Herausforderungen der Kommunen, einen 
Wandlungsprozess zu implementieren und zu steuern, dargelegt (Kapitel 3.2). 
Abschließend erfolgt eine ausführliche Explikation von Kooperation und 
Vernetzung unter Berücksichtigung der diskutierten Modelle, der Einfluss-
faktoren und des Managements dieser beiden Prozess- und Strukturelemente 
( Kapitel 3.3).

Auf Grundlage dieser eben skizzierten drei Bausteine des Forschungsgegen-
standes werden in Kapitel 4 das Erkenntnisinteresse und die leitenden For-
schungsfragen dieser Forschungsstudie abgeleitet.

Kapitel 5 stellt den konkreten Forschungsgegenstand  – das Modellprojekt 
„Kein Kind zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor (KeKiz)“ des Lan-
des Nordrhein-Westfalen – vor. Zunächst werden die Ausganglage und Entste-
hung des Projekts rekonstruiert (Kapitel 5.1), um hiervon ausgehend die erste 
Modellphase inklusive der Ergebnisse der kommunalen Begleitung und die Eva-
luationsergebnisse vorzustellen (Kapitel 5.2). Anschließend werden die zweite 
Modellphase, aktuelle Entwicklungen und konzeptionelle Veränderungen des 
Modellprojektes erläutert (Kapitel 5.3).

Das Kapitel 6 umfasst die Darstellung des methodischen Ansatzes und der 
Durchführung der Studie. Einleitend erfolgt die Darlegung der Datenerhebung, 
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indem die verwendeten Methoden – qualitative Experteninterviews in Kombi-
nation mit der Generierung von Netzwerkkarten  – und folglich die konkrete 
Durchführung dieser Methoden erläutert wird (Kapitel 6.1). Es folgt die Darle-
gung der Datenauswertung unter Erläuterung der genutzten Analysemethoden 
der inhaltlich-strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse und der strukturalen 
qualitativen Analyse der Netzwerkkarten und der Explikation des Analysepro-
zesses (Kapitel 6.2). Das Kapitel schließt mit der Reflexion der Forschungsme-
thodik ab (Kapitel 6.3).

Die Vorstellung der Forschungsergebnisse erfolgt in Kapitel 7 gegliedert 
nach der Sicht der Interviewten je nach Zugehörigkeit im Projektkontext. Hier-
bei werden zunächst die Ergebnisse der kommunalen Spitze – normative Ebene 
(Kapitel 7.1), dann die Ergebnisse der Akteure des Steuerungsnetzwerkes – stra-
tegische Ebene (Kapitel 7.2) und anschließend die Ergebnisse der Akteure des 
Akteursnetzwerk  – operative Ebene (Kapitel 7.3) vorgestellt. Darüber hinaus 
sind Ergebnisse eruiert worden, die sich keiner spezifischen Ebene zuordnen 
lassen, sondern sich eher auf den gesamtkommunalen Projektkontext beziehen 
(Kapitel 7.4). Die Ergebnisdarstellung endet mit Einstellungen zum Landes-
Modellprojekt aus den Perspektiven der Akteure der unterschiedlichen Ebenen 
(Kapitel 7.5).

Eine Diskussion der Ergebnisse wird in Bezug auf das dieser Forschungs-
studie zugrundeliegende Erkenntnisinteresse sowie vor dem Hintergrund der 
konzeptionellen Ansätze und forschungstheoretischen Rahmungen in Kapitel 8 
vorgenommen. Hierfür werden die zentralen Befunde mithilfe vier prägnanter 
Schlüsselthemen und vier sich andeutenden Schlüsselthemen vorgestellt und dis-
kutiert. Hierfür wird eine Einordnung der Ergebnisse sowohl hinsichtlich des 
Erkenntnisgewinns als auch der Erkenntnisgrenzen mehrebenenbezogener Ana-
lysen vorgenommen (Kapitel 8.1), die Identifizierung von strukturkonservativen 
Vorgehensweisen in der Steuerung von kommunalen Kooperations- und Ver-
netzungskontexten diskutiert (Kapitel 8.2), Projektstrukturen als Reproduzenten 
von bestehenden Systemverhältnissen aufgedeckt (Kapitel 8.3) und letztendlich 
die zeitlich-historische Analyseperspektive in den Fokus der Forschung gerückt 
(Kapitel 8.4).

Die abschließenden Implikationen in Kapitel 9 pointieren die Erkennt-
nisse dieser Arbeit und formulieren sowohl für die Politik (Kapitel 9.1), die 
Forschung (Kapitel 9.2) als auch für die Praxis (Kapitel 9.3) anknüpfungsfähige 
Überlegungen.

Die folgende Auflistung visualisiert den beschriebenen Aufbau dieser For-
schungsstudie. Gleichzeitig verdeutlicht sie die Komplexität sowohl der bildungs- 
und sozialpolitischen Reformen und Programme als auch des Forschungskon-
textes. 
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zen auf
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keine 
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rung von 
Hierar chi-
sie rungen

IX.
Implikationen

Politik Forschung Praxis

Zu guter Letzt: Es besteht die Hoffnung, dass einige Gedanken dieser Arbeit Ein-
gang in aktuelle und zukünftige bildungs- und sozialpolitische sowie fachliche 
Diskurse finden. Am meisten würde ich mich aber freuen, wenn die Praxis mir 
bestätigen würde, eine für sie relevante und nützliche Forschung betrieben zu 
haben.
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1.  Kommunen – Strukturen, Aufgaben, 
politische Erwartungen und Programme

Ausgangpunkt der vorliegenden Arbeit ist die bereits zuvor kurz angedeutete 
Anforderung an Kommunen, interorganisationale und interdisziplinäre Koope-
rations- und Vernetzungskontexte im Rahmen kommunaler Gesamtstrategien 
zu entwickeln, zu implementieren, zu steuern und nachhaltig abzusichern. Die 
Kommune gilt hierbei als entscheidende Gestalterin der lokalen Daseinsfürsorge 
und -vorsorge: Ihr wird aktuell eine – wenn nicht die – entscheidende Funktion 
hinsichtlich der Bewältigung zentraler bundesweiter Reformprozesse zugeschrie-
ben (vgl. u. a. Eisnach, 2011, S. 10 ff; Grohs, 2010; Holtkamp, 2013; Kuhlmann & 
Bogumil, 2010, S. 11 ff; Niedlich, 2016; Speck & Jensen, 2014). Für Kommunen 
bedeutet dies, bisherige Arbeits- und Organisationsstrukturen sowie -prozesse 
(Stadtverwaltungen, (soziale) Infrastrukturen, Akteure und Organisationen) 
demnach einem Umstrukturierungs- und Wandlungsprozess zu unterziehen.

Um diesen Prozess nachvollziehen zu können, werden im Folgenden in einem 
ersten Schritt die bestehenden kommunalen Strukturen und Elemente des kommu-
nalen sozialen Dienstleistungssektors dargelegt (Kap. 1.1). Vor diesem Hintergrund 
werden in einem nächsten Schritt die aktuellen bildungs- und sozialpolitischen Re-
formen und Programme erläutert und die hieraus abzuleitenden Herausforderun-
gen sowie bildungs- und sozialpolitischen Erwartungen abgeleitet (Kap. 1.2).

1.1  Kommune als Ort kommunaler Daseinsvorsorge

Kommunen sind Orte der Daseinsvorsorge. Ihnen obliegt es laut § 8 Gemeinde-
ordnung für das Land NRW (GO NRW), „innerhalb der Grenzen ihrer Leistungs-
fähigkeit die für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Betreuung ihrer Ein-
wohner erforderlichen öffentlichen Einrichtungen“ zu schaffen. Mittels der eigens 
dafür geschaffenen kommunalen Verwaltungsstruktur aus Ämtern und Betrieben 
nimmt sie ihre Aufgaben2 in den Bereichen der ökonomisch-sozialen Grundver-
sorgung, des Aufbaus öffentlicher Infrastruktur und kommunaler Planungen wahr 
(vgl. Andersen et al., 2003). Gerade im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge und 

2  Aufgaben sind in folgenden Bereichen zu verorten: Sozialwesen (Kindertagesstätten, Kran-
kenhäuser, Altenpflege), Bildung (Schulen, Volkshochschulen), Freizeit (Sportanlagen, 
Bäder), Wirtschaftsförderung und -entsorgung (Gewerbeparks, Technologiezentren, Müll-
entsorgung) (vgl. Andersen et al., 2003).
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Wohlfahrt spielt – geregelt durch das Subsidiaritätsprinzip3 – bei der kommunalen 
Umsetzung und Ausführung ebendieser sozialen Dienstleistungen eine Vielzahl 
an Akteuren, Systemen und Organisationen eine wichtige Rolle. Im Folgenden 
werden daher die Aufgaben, Strukturen und Elemente des kommunalen sozialen 
Dienstleistungssektors und des Wohlfahrtssystems dargelegt.

1.1.1  Das bildungs- und sozialpolitische Mehrebenensystem

In der Bundesrepublik Deutschland verteilen sich die Zuständigkeiten für die 
Bildungs- und Sozialpolitik auf den Bund, die Länder und die Kommunen mit 
jeweils unterschiedlichen Kompetenzen und Rechtsrahmen.

Tabelle 1: Die bildungs- und sozialpolitischen Ebenen nach Benz, Huster, Schütte & 
Boeckh (2015)

Ebene Aufgabengebiet Besonderheiten

Kommunale Ebe-
ne (Gemeinde, 
Stadt,  Landkreis)

öffentliche Träger der Jugend- und Sozial-
hilfe
Gewährleistung sog. freiwilliger Leistun-
gen der Daseinsvorsorge (z. B. Kulturein-
richtungen)

Zweigliedrigkeit der Jugendämter (Amt 
und Ausschuss)
keine Gesetzgebungskompetenz (allein 
ausführende Funktion) in der sozialen 
Sicherung

Bundesland-
Ebene

Bildungspolitik (Schulen und Hochschu-
len)
auf der Bundesebene im Bundesrat ge-
meinsam mit Bundestag: Rechtsetzung 
für die Fürsorge (Jugendhilfe, Mindest-
sicherung)

Leistung (Verwaltung, zum Teil auch Er-
bringung und Finanzierung) über örtliche 
Sozialverwaltungen (in den Kommunen)
Aufgabe, die Interessen der kommunalen 
Ebene des Bundeslandes im Bundesrat 
mit zu vertreten

Bund – nationale 
Ebene

zusammen mit den Bundesländern: 
Rechtsetzung für die Fürsorge (Jugendhil-
fe, Mindestsicherung)
Rechtsetzung und Rechtsaufsicht über  
die Träger der Sozialversicherung

Leistung (Verwaltung, zum Teil auch Er-
bringung und Finanzierung) über örtliche 
Sozialverwaltungen und -versicherungen 
als Körperschaften öffentlichen Rechts

Während sich die sozialpolitischen Kompetenzen des Bundes und der Länder 
primär auf die Gesetzgebung (im Sinne eines einheitlichen Rechtsrahmens) 
beschränken, nehmen die Kommunen im Rahmen ihrer Selbstverwaltung die 
Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge wahr (vgl. Benz et al., 2015). Die 

3  Nach dem Subsidiaritätsprinzip soll eine (staatliche) Aufgabe möglichst von der kleineren 
Einheit/unteren Ebene ausgeführt werden und die jeweils größere Einheit nur dann ein-
greifen, wenn die kleinere Einheit aus eigener Kraft nicht in der Lage ist, diese Aufgabe zu 
erfüllen (vgl. Griep und Kries, 2017, S. 4). In den zwölf Sozialgesetzbüchern ist der Subsidi-
aritätsgrundsatz in folgenden Gesetzen verankert: § 17 Abs. 1 (1) SGB II (Grundsicherung 
für Arbeitssuchende/Arbeitsförderungsgesetz), § 4 Abs. 2 SGB VIII (Kinder- und Jugend-
hilfegesetz), § 72 Abs. 3 (2) SGB XI, § 5 Abs. 4 und § 75 Abs. 4 SGB XII (Sozialhilfe).
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bildungs- und sozialpolitischen Ebenen unterscheiden sich folglich durch ihre 
jeweiligen Aufgaben und Zuständigkeit (Tabelle 1). Hierbei zeichnet sich das 
Feld der sozialen Daseinsvorsorge und Wohlfahrt durch eine differenzierte 
Bandbreite sozialpolitischer Handlungsfelder aus. Grundsätzlich sind diese so-
zialpolitischen Handlungsfelder sehr allgemein durch Bereiche wie Arbeit, Bil-
dung, Versorgung, Gesundheit, Familie, Kinder und Jugend, Pflege und Alter zu 
beschreiben (Abbildung 1). 

Abbildung 1: Allgemeine sozialpolitische Handlungsfelder

BildungArbeit

Gesund-
heit

Familie

Pflege

Versor-
gung

Kinder 
und 

Jugend
Alter

Einteilen lassen sich diese Bereiche in vier sogenannten Politikfelder4: Kinder- 
und Jugendhilfe, Gesundheit, Schule und Soziales/Soziale Sicherung. Folglich 
kann nicht von dem Handlungsfeld ‚Sozialpolitik‘ ausgegangen werden, da 
dessen Bereiche u. a. im sozialpolitischen Ordnungssystem entlang der Sozial-
gesetzbücher sektoralisiert werden. Ein solches System, welches sich durch eine 
Aufteilung nach Zuständigkeiten, Kompetenzen, Aufgaben und Ressourcen zur 
Umsetzung verbindlicher Entscheidungen in und durch territorial abgegrenzte 
Einheiten auszeichnet, wird auch als Mehrebenensystem bezeichnet (vgl. u. a. 
Benz, 2009, S. 17; Kussau & Brüsemeister, 2007a, S. 32, 2007b).

Im Kontext dieser Studie interessiert primär das bildungs- und sozialpoliti-
sche Mehrebenensystem sowohl der Länder als auch der Kommunen. Auf der 
Landesebene lässt sich die Sektoralisierung aufgrund der Politikfelder primär an-
hand der bestehenden Ministerialstruktur verdeutlichen.

4  Politikfelder zeichnen sich durch abgrenzbare Aufgaben, eigene Ressourcenströme, eigene 
Regeln und Handlungslogiken sowie eine größere Kommunikationsdichte der beteiligten 
Akteure (im Vergleich zu Akteuren anderer Felder) aus (vgl. Grunow, 2017, S. 12 ff). Das 
Politikfeldkonzept eignet sich sehr zur systematischen Darstellung sozialpolitischer Arran-
gements und organisationaler Ordnungen.
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Abbildung 2: Exemplarisches und vereinfachtes Organigramm des Landes Nordrhein-
Westfalen

Staatskanzlei

MKFFI

...

...
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Wie in Abbildung 2 zu sehen ist, lassen sich auf Landesebene unterschiedliche 
Ministerien finden, die sich je nach Zuschnitt auf bestimmte Handlungsfelder 
beziehen, wie sie zum Beispiel beim Ministerium für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration (MKFFI) oder dem Ministerium für Schule und Bildung 
(MSB) schon durch den Ministeriumsnamen deutlich werden. In den jeweiligen 
Ministerien findet dann eine weitere Ausdifferenzierung hinsichtlich der Aufga-
ben- und Themengebiete statt5.

Eine ähnliche Strukturierung ist in kommunalen Verwaltungsstrukturen 
wiederzufinden, welche ebenso hinsichtlich einzelner Politikfelder systematisiert 
sind (Abbildung 3).

Abbildung 3: Fiktives Organigramm einer Kommunalverwaltung
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Sportamt

Integra�onsamt

Dezernat Soziales 
und Kultur

Sozialamt

Kulturamt
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5  Siehe z. B. das Organigramm des MKFFI des Landes Nordrhein-Westfalen, in dem die Aus-
differenzierung hinsichtlich der Themen- und Aufgabengebiete Familie und LSBTI, Kinder 
und Jugend, Integration sowie Ausländer- und Flüchtlingsangelegenheiten vorzufinden 
ist. https://www.mkffi.nrw/sites/default/files/asset/document/201906_orgaplan_neu_0.pdf 
[letzter Zugriff: 06.07.2019].
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Auf kommunaler Ebene6 wird i. d. R. die Verwaltung nach Dezernaten oder Ab-
teilungen ausdifferenziert, welche sich dann wiederum in die einzelnen Ämter 
oder Fachbereiche, wie z. B. Jugendamt, Gesundheitsamt, Schulamt, zergliedern7.

Die Sektoralisierung anhand der Politikfelder bei Land und Kommune hat 
eine Strukturierung auf der Verwaltungsebene zur Folge, auf der dann z. B. das 
Referat Familienzentren und Prävention als Arbeits- und Verwaltungseinheit der 
Abteilung Kinder und Jugend des MKFFI des Landes NRW oder das Jugend-
amt oder Schulamt auf kommunaler Ebene bestehen. Darüber hinaus zeigt sich, 
dass sich der bildungs- und sozialpolitische Kontext sowohl auf Landes- als auch 
kommunaler Ebene in einem Mehrebenensystem verorten lässt. Charakteristisch 
hierfür sei, so Benz et al. (2015), dass „das Handeln verschiedener Ebenen und 
Akteure de facto verbunden wirkt, dieses Handeln aber nicht immer auch syste-
matisch aufeinander bezogen wird“ (Benz et al., 2015, S. 56).

1.1.2  Funktionale Versäulung kommunaler Strukturen

Das zuvor dargestellte politische und verwaltungstechnische Mehrebenensystem 
der Kommunen zeichnet sich gerade im sozialen Dienstleistungssektor durch eine 
Vielzahl an sozialpolitischen und wohlfahrtsstaatlichen Akteuren und Organisatio-
nen der jeweiligen Politikfelder Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen, Schule 
und Soziale Sicherung aus. Es wird aufgrund der Segmentierung von institutio-
nellen Zuständigkeiten, Handlungsoptionen und der an den Sozialgesetzbüchern 
orientierten Verwaltungs- und Politikstruktur auch als ‚versäult‘ oder ‚fragmentiert‘ 
bezeichnet (siehe u. a. Bastian, Böttcher & Lenzmann, 2007, S. 31; Böttcher, 2009, 
S. 82 ff; Grohs & Reiter, 2014, S. 25). Folglich ist es wichtig zu beschreiben, welche 
grundlegenden Strukturmerkmale die einzelnen beteiligten Politik- und Aufgaben-
felder im Mehrebenensystem des sozialen Dienstleistungssektors aufweisen, welche 
Akteure beteiligt sind und welche Handlungslogiken dem jeweiligen Feld zugrunde 
liegen.

6  Oder auch auf Ebene der Landkreise. Die Landkreisebene wird im Rahmen dieser Studie 
nicht weiterverfolgt.

7  An dieser Stelle ist es wichtig anzumerken, dass keine bundes- oder landesweite einheit-
liche Organisationsstruktur in den Kommunen oder Landkreisen vorzufinden ist. Daher 
kann z. B. nicht von einer bundes- oder landesweit einheitlichen Zuordnung der Kinder- 
und Jugendhilfe zu einem Dezernat ausgegangen werden. Die Dezernatsverteilungspläne 
der Kommunen und Landkreise weisen erhebliche Unterschiede auf (u. a. abhängig von 
der historischen Entwicklung der kommunalen Verwaltung, Veränderungen im Zuschnitt 
von Dezernatsinhalten, der Neustrukturierung der Verwaltungseinheiten nach politischem 
Wechsel, Zusammenlegung von Dezernaten etc.).
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Tabelle 2: Die Politik- und Aufgabenfelder des sozialen Dienstleistungssektors, ihre 
Strukturen und Logiken. Eigene Darstellung unter Verwendung von Schone (2004); 
Speck (2014); Stöbe-Blossey (2012)

Systematik Aufgabe Ressourcen Regeln/
Handlungslogik

Kinder- und 
Jugend-
hilfe

SGB VIII als bundes-
rechtlicher Rahmen

(sozial-)pädagogische/
sozialwissenschaftliche 
Professionen

starke Positionen  
der freien Träger/ 
Wohlfahrtsverbände

Gestaltung auf kommu-
naler Ebene durch das 
Jugendamt

1. Strukturverantwor-
tung

2. Träger von Einrich-
tungen

Bildung, Er-
ziehung und 
Betreuung

Förderung der 
Entwicklung

Unterstützung 
der Erziehungs-
berechtigten

Schaffung positi-
ver Lebensbedin-
gungen

pädagogischer 
Ansatz

4-Augen-Prinzip breiter Handlungs- 
rahmen

Erziehungspartner-
schaften

Kindeswohl – 
 Garantenstellung

starke lokale 
 Einbindung

Ressource-
norientierung

ganzheitlicher Blick

Kooperations ver-
pflichtung (§ 81 SGB 
VIII)

Gesund-
heitswesen

Regulierung der Leistun-
gen durch Bundesrecht 
im Rahmen des SGB V

zentrale Steuerung mit 
starker Position von 
Verbänden

medizinische Profes-
sionen

hoher Anteil an 
 Freiberuflern

Gestaltung auf kommu-
naler Ebene durch das 
Gesundheitsamt

Kompetenzen nur im 
öffent lichen Gesund-
heitsdienst

Gesundheits-für-
sorge

Heilbehandlung

Defizitorientie-
rung – Fokus auf 
Störung

fallbezogene 
Abrechnung bei 
Freiberuflern

Dominanz 
kurzfristiger 
ökonomischer 
Anreize (erschwert 
Mitwirkung an 
Vernetzung)

individuell

kurativ

Behandlungslogik

kein Eigeninteresse an 
Kooperation mit der 
Kommune

Schulwe-
sen

Kernkompetenz/Schul-
recht der Bundesländer

Steuerung durch staat-
liche Schulaufsicht 
(„innere“ Schulange-
legenheiten wie z. B. 
Inhalte, Personal)

Kommunen als 
 Schulträger („Haus  
und Kreide“)

Lehrer/innen als 
 Profession

Bildung und Er-
ziehung

Wissensvermitt-
lung

Infrastruktur

Lehrende im 
Beamten- und 
Angestelltenver-
hältnis

gesetzlicher Auftrag

festgelegte Curricula

Fördern und Fordern

Selektion und 
 Allokation

Leistungskontrolle

Lehrer-Schüler-Dyade

Lernen im Klassen-
verbund 
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Systematik Aufgabe Ressourcen Regeln/
Handlungslogik

Soziales/
Soziale 
Sicherung

Zwei Systeme: SGB II 
zur Grundsicherung für 
Arbeitssuchende; SGB 
III zur Arbeitsförderung

zentrale und ver-
bindliche gesetzliche 
Vorgaben

heterogene Berufs-
struktur

Bundes- und Kommu-
nalbehörden (Bundes-
agentur für Arbeit, 
Jobcenter)

Gestaltung auf kom-
munaler Ebene durch 
Jobcenter:

1. Aufgabenwahrneh-
mung nach SGB II

2. Aufgabenwahrneh-
mung nach SGB III

Vermittlung von/
Integration in 
Arbeit

knappe Zeit im 
Fallmanagement

gesetzlicher Auftrag

Fördern und Fordern

Sanktionsmöglich-
keiten

Vermittlungsinteresse

Tabelle 2 verdeutlicht die unterschiedlichen Aufgaben, Regeln und Handlungs-
logiken der einzelnen Politikfelder des sozialen Dienstleistungssektors. Die dif-
ferenzierten Systeme Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen, Schulwesen 
und Soziale Sicherung sind durch eigene Fachlichkeiten, Professionalisierungs-
grade und Organisationsformen gekennzeichnet und durch die Ausdifferenzie-
rung von institutionellen Zuständigkeiten segmentiert. Jedem System ist eine 
eigene Systematik und Handlungslogik immanent. Der Gesamtkontext der un-
terschiedlichen Politik- und Aufgabenfelder im sozialen Dienstleistungssektor 
zeichnet sich demnach durch folgende Merkmale aus:

 – unterschiedliche Organisationstypen (z. B. Verwaltungen und Ämter, freie 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Schulen)

 – unterschiedliche Akteurstypen (z. B. Verwaltungsangestellte, selbständige 
Ärzte, Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst, verbeamtete Lehrer)

 – unterschiedliche Akteursrollen (z. B. Dezernent, Amtsleitung, Sachbearbei-
ter, Schulleitung, sozialpädagogischer Mitarbeiter, Geschäftsführer eines frei-
en Trägers, Freiberufler)

 – unterschiedliche Handlungslogiken und -prinzipien (z. B. Hilfe zur Selbsthil-
fe, Prinzip der Freiwilligkeit, Fördern und Fordern, Sanktionierung)
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1.1.3  Sektoren der Wohlfahrtsproduktion

Wie zuvor erläutert, ist der soziale Dienstleistungssektor durch eine große Hete-
rogenität geprägt – sowohl in Bezug auf die Art der Dienstleistungserbringung 
als auch hinsichtlich der Akteure und ihrer Organisationen. Eine genauere Be-
trachtung dieser Akteure und ihrer Organisationsformen ermöglicht im Weite-
ren eine Analyse ihrer sektoralen fachlichen Unterschiede und differenzierten 
Rationalitäten, Logiken und Handlungsprinzipien in der tatsächlichen Ausge-
staltung der Wohlfahrt. Aus sozialwissenschaftlicher Sicht umfasst die soziale 
Dienstleistungsproduktion nach Evers und Olk vier gesellschaftliche Teilbereiche 
bzw. Sektoren: Staat, Markt, informeller Sektor und Nonprofit-Sektor. Tabella-
risch aufgeführt zeigt sich folgendes Bild ihrer (idealtypischen) Merkmale8:

Tabelle 3: Merkmale der Sektoren der Wohlfahrtsproduktion in Anlehnung an Evers & 
Olk (1996b)

Sektor der 
Wohlfahrts-
produktion

Markt Staat Informeller Sektor Nonprofit-Sektor

Prinzip der Hand-
lungskoordination

Wettbewerb Hierarchie persönliche 
 Verpflichtung

Freiwilligkeit

Zentraler kollektiver 
Akteur (Angebots-
seite)

Unternehmen öffentliche 
 Verwaltungen

Familien  
(Nachbarschaft, 
Betriebskollegien, 
Freundschaften)

Assoziationen

Komplementärrolle 
auf der Nachfrage-
seite

Konsument, 
Kunde

Sozialbürger Mitglied der 
 Gemeinschaft

Mitglied der 
Assoziation/ Mitbürger

Zugangsregel Zahlungsfähig-
keit

legal verbürgte An-
spruchsrechte

Askription/ 
Kooptation

Bedürftigkeit

Austauschmedium Geld Recht Wertschätzung/ 
Achtung

Argumente/Kommu-
nikation

Zentraler Bezugs-
wert

(Wahl-)Freiheit Gleichheit Reziprozität/ 
 Altruismus

Solidarität

Gütekriterium Wohlstand Sicherheit persönliche  
Teilhabe

soziale und politische 
Aktivierung

8  Der informelle Sektor wird hier vollständigkeitshalber mitaufgeführt, findet im Kontext 
dieser Arbeit jedoch weniger Berücksichtigung. Sozialpoltische und fachliche Auseinan-
dersetzungen und Diskussionen zu Partizipationskonzepten und Beteiligungsideen der Zi-
vilgesellschaft machen eine Beachtung und Analyse dieses Sektors allerdings unabwendbar.
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Sektor der 
Wohlfahrts-
produktion

Markt Staat Informeller Sektor Nonprofit-Sektor

Zentrales Defizit Ungleichheit, 
Negie-
rung nicht 
monetari-
sierbarer 
Folgen

Vernach lässigung 
von Minderheiten-
bedürfnissen, 
Einschrän kung 
von Dispositions-
freiheiten, 
Entmutigung von 
Selbsthilfemotiva-
tionen

Einschränkung 
der Wahlfreiheit 
durch moralische 
Verpflichtung, 
Ausschluss von 
Nichtmitgliedern

ungleiche Verteilung 
der Leistungen und 
Güter, Professiona-
lisierungsdefizite, 
reduzierte Effektivität 
der Management- 
und Organisations-
strukturen

Der Markt zeichnet sich durch unternehmerisches Handeln mit dem Ziel der 
Profitmaximierung aus. Das Prinzip von Angebot und Nachfrage bzw. Anbieter 
und Nachfrager gilt sowohl für die Produktion als auch den Verbrauch. Auf sei-
ner Grundlage werden ökonomische Aspekte des Tausches in Bezug auf Preis, 
Menge und Kosten vereinbart. Koordiniert wird der Markt durch den Wettbe-
werb um Kunden.

Der Staat oder auch die öffentlichen Träger (öffentliche Verwaltungen) „tre-
ten zum einen als Gewährungsträger auf, die sozialplanerisch für die Infrastruk-
tur verantwortlich sind und die Gewährleistung für die Realisierung von Rechts-
ansprüchen auf soziale Leistungen übernehmen müssen, und zum anderen als 
Erbringer sozialer Dienstleistungen.“ (Merchel, 2011, S. 245) Öffentliche Verwal-
tungen, wie z. B. das Jugendamt, das Sozialamt oder das Schulamt, sind arbeits-
teilige Organisationen des Staates und agieren als sogenannte Fachämter, die ein 
ähnliches professionelles Verständnis haben wie das zu regelnde Feld selbst. Dies 
gilt z. B. für das Verhältnis von Schule und Schulamt (vgl. Richter, 2012, S. 91 ff). 
Typisch für öffentliche Verwaltungen sind folgende Charakteristika:

 – primär hierarchische Ordnung der Interaktion zwischen den einzelnen Ver-
waltungen

 – bürokratische Binnenrationalität und Organisationsformen
 – politisch gesetzte Ziel- und Programmstruktur
 – Funktion: Stabilisierung von Herrschaft
 – Umfeldbeziehungen zur Regulierung, zur Informationsgewinnung, zur Ein-

bindung gesellschaftlicher Akteure zwecks Legitimationsbeschaffung oder 
Entlastung

 – legitimatorische Ausrichtung am Gemeinwohl
 – Mitgliedsrolle des öffentlichen Bediensteten (Idealform: Beamtentum)
 – omnipräsente und enttäuschungsresistente Zuschreibung von Irrationalität
 – omnipräsente Annahme der prinzipiellen Rationalisierbarkeit (vgl. Richter, 

2012, S. 95)
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Dem informellen Sektor liegt das Prinzip der Zugehörigkeit (wie z. B. zu Familie, 
Freunden oder Nachbarschaften) zugrunde. Koordinierungsmechanismen sind 
hier Solidarität und persönliche Verpflichtungen. Die bereitgestellten Güter wei-
sen einen eher privaten Charakter auf.

Der Nonprofit-Sektor – oder auch die freie Wohlfahrtspflege – unterscheidet 
sich wesentlich von wirtschaftlichen, gewinnorientierten Organisationen und 
Unternehmen und auch von öffentlichen Einrichtungen. Bisweilen wird er auch 
als ‚dritter Sektor‘9 neben dem öffentlichen und dem privaten Sektor bezeichnet. 
Der ‚dritte Sektor‘ gilt als sehr heterogen.10 Verschiedene Organisationstypen 
wie z. B. eingetragene Vereine, gemeinnützige Vereine, Stiftungen, Einrichtun-
gen der freien Wohlfahrtspflege, gGmbHs und ähnliche Gesellschaftsformen, 
Verbände und Gewerkschaften, Verbraucherorganisationen, Selbsthilfegruppen 
und Bürgerinitiativen sind vorzufinden (vgl. Anheier, Priller, Seibel & Zimmer, 
2007, S. 22 f). Sachße unterscheidet idealtypisch vier Formen von Organisations-
typen innerhalb dieses Konglomerats der Anbieter sozialer Dienstleistungen11: 
Mitgliedsorganisationen (wie z. B. Selbsthilfegruppen), Interessenorganisationen 
(wie z. B. Verbände, Kinderschutzorganisationen), Dienstleistungsorganisatio-
nen (wie z. B. Jugendtreffs, Einrichtungen der Jugendhilfe) und Förderorganisa-
tionen (wie z. B. schulische Fördervereine) (vgl. Sachße in Merchel, 2011, S. 248). 
Allen Akteuren im ‚dritten Sektor‘ sind folgende Merkmale zu eigen, durch die 
sich dieser sowohl vom Sektor ‚Markt‘ als auch vom Sektor ‚Staat‘ abgrenzt:

 – formal rechtlich strukturiert
 – organisatorisch unabhängig vom Staat
 – eigenständige Verwaltung
 – zu einem gewissen Grad von freiwilligen Beiträgen (Spenden, Ehrenamt) ge-

tragen
 – Gemeinnützigkeit
 – Medium der Handlungskoordination von Mitgliedern, Mitarbeitenden und 

Förderern
 – „Solidarität“ wird in Organisationszusammenhängen aktiviert
 – Anbieter sozialer Dienste und Anwalt sozial Schwacher

9  Amitai Etizioni prägte den Begriff des „third sector“, um zu verdeutlichen, dass neben pri-
vatwirtschaftlich und staatlich geprägten Organisationen auch ein dritter Sektor besteht, 
der als eine Art Korrektiv zwischen den beiden Bereichen auftritt (siehe Arnold, 2014).

10  Kritisch stellt Arnold (2014) in diesem Zusammenhang die Frage, „ob der Nonprofit-Sek-
tor einen geschlossenen Bereich darstellt oder ob sich dieser nicht wiederum aus mehreren 
Sektoren zusammensetzt“ (Arnold, 2014, S. 393), und verweist auf Ansätze, die den dritten 
Sektor in mehrere Bereiche ausdifferenzieren.

11  Reichard stellt hingegen fünf Typen dar: verselbständigte öffentliche Einrichtungen, staats-
ergänzende Einrichtungen, konventionelle gemeinnützige Einrichtungen, Eigenorganisa-
tionen und Selbsthilfeeinrichtungen (Reichard in Arnold, 2014).
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 – Aufgaben: Verknüpfung sozialer Dienste, Entlastung staatlicher Organisa-
tionen, Durchsetzung sozialer Innovationen, Ermöglichung von Teilhabe, 
Organisation von Sachkompetenz (vgl. Arnold, 2014, S. 390 u. S. 393; Heinze, 
2011, S. 171 f; Merchel, 2011, S. 245 ff)

Zusammengefasst kann festgehalten werden, dass Kommunen als Orte kommu-
naler Daseinsvorsorge ein äußerst heterogenes Feld bestellen. Der soziale Dienst-
leistungssektor ist durch seine Politikfelder Kinder- und Jugendhilfe, Gesund-
heit, Schule und Soziale Sicherung sektoralisiert und gilt ergo als versäult und 
fragmentiert. Diese verschiedenen Politikfelder weisen hinsichtlich ihrer Syste-
matik, Aufgaben, Ressourcen und Regeln bzw. Handlungslogiken mannigfaltige 
Eigenarten auf. Darüber hinaus ist der soziale Dienstleistungssektor in Bezug auf 
die Ausgestaltung und Produktion von Wohlfahrt in die gesellschaftlichen Teil-
bereiche Markt, Staat, informeller Sektor und Non-Profit-Sektor ausdifferenziert.

Deutlich wird, dass dieses äußerst komplexe Mehrebenensystem ein Konglo-
merat unterschiedlich funktionierender und ausgestatteter Systeme mit eigenen 
Ausgangslagen, Logiken, Organisationsformen und Akteuren bzw. Akteurs-
konstellationen ist. Zur Visualisierung dieser Heterogenität und Kom plexität er-
scheinen die gängigen ein- oder zweidimensionalen Modelle12 keineswegs aus-
reichend – allenfalls ein dreidimensionales Modell vermag die zuvor dargestellte 
Komplexität der unterschiedlichen Systeme und Ebenen inkl. ihrer jeweiligen 
Akteurstypen und Organisationsformen wiederzugeben.

Abbildung 4: Dreidimensionales kommunales Mehrebenensystem

12  Wie z. B. das viel zitierte Kaskadenmodell von Schubert (2008b, S. 51), welches ideenge-
bend für die Systematisierung hinsichtlich der Hierarchie- und Systemebenen in meinem 
dreidimensionalen Modell war.
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Dieses dreidimensionale Modell13 (Abbildung 4) verdeutlicht die vier an Kom-
munen beteiligten Politikfelder Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheit, Schule 
und Soziales in Relation zu den einzelnen Ebenen des kommunalen Dienstleis-
tungssektors. Hierbei wird die gängige Unterscheidung in Form von normati-
ver, strategischer und operativer Hierarchie-Ebene herangezogen, denen jeweils 
die kommunalspezifischen Akteure sowie Organisationstypen und -formen zu-
geordnet werden können14. Somit ermöglicht diese Art der Visualisierung die 
 Darstellung der Fragmentierung und Versäulung der einzelnen Systeme sowie 
ihrer Akteure und Organisationen auf den einzelnen Hierarchie-Ebenen und 
zeigt ergo die fragmentierten „operativen Inseln“ (Schubert, 2018b, S. 12) des 
kommunalen sozialen Dienstleistungssektors auf.

1.2  Kommunen im Zentrum bildungs- und 
sozialpolitischer Reformen

Seit jeher werden in der Bundesrepublik Deutschland bildungs- und sozialpoliti-
sche Reformen diskutiert und auf den Weg gebracht. Diese Reformdiskurse leiten 
sich – je nach politischer Ausrichtung – aus „Vorschlägen zum Aus- oder Abbau 
sozialer Leistungen bzw. zum Nutzen oder den Kosten sozialpolitischer Maß-
nahmen“ (Dingeldey, 2006a) ab. Ausgehend vom Paradigma des aktivierenden 
Sozialstaates werden in einem ersten Schritt die aktuellen sozial- und bildungs-
politischen Debatten und Reformtendenzen erläutert und diskutiert (Kap. 1.2.1). 
Hiervon ausgehend wird die Ausrichtung des sozialen Dienstleistungssektors auf 
eine vorbeugende Sozialpolitik aufgezeigt (Kap. 1.2.2), die die Grundlage für die 
Entwicklung und Existenz aktueller bildungs- und sozialpolitischer Programme 
und Initiativen bildet (Kap. 1.2.3).

13  Auch dieses dreidimensionale Modell vermag es nicht zur Gänze, die gesamte Komplexität 
einzufangen, vernachlässigt es doch sowohl die zivilgesellschaftliche Ebene (Bürger, Kin-
der, Jugendliche etc.) unterhalb der operativen Ebene sowie die Landes- und Bundesebene 
oberhalb der normativen Ebene.

14  An dieser Stelle ist anzumerken, dass je nach Forschungskontext unterschiedliche Zuord-
nungen und Ebenenbezeichnungen vorzufinden sind. Zum Beispiel verortet Brüsemeister 
im schulischen Mehrebenenmodell auf der Ebene Zentrale die Bildungspolitik, das Moni-
toring und die Bildungsverwaltung, auf der intermediären Ebene die Schulaufsicht und die 
Schulinspektion, auf der Schulebene die Lehrkräfte und auf der Ebene der Zivilgesellschaft 
die Eltern (vgl. Brüsemeister, 2007b, S. 70).
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1.2.1  Das Paradigma des aktivierenden Sozialstaates

Die Wurzeln der politischen Debatten15 um den aktivierenden Sozialstaat liegen 
in Europa16 in der sogenannten „Theorie des Dritten Weges“ des britischen Sozio-
logen Anthony Giddens. In seinem Werk „The Third Way – The Renewal of So-
cial Democracy“ aus dem Jahre 1998 argumentiert er, warum die Sozialpolitik 
und die Regierungen auf die globalen Veränderungen reagieren und sich u. a. den 
Bedingungen des Marktes anpassen müssen. Grundlage von Giddens’ Forderung 
nach veränderten sozialpolitischen Bedingungen sind fünf Dilemmata, die die 
Sozialdemokratie herausfordern würden: Globalisierung (globalization), Indivi-
dualisierung (individualism), Aufhebung des Rechts-Links-Gegensatzes (left and 
right), Veränderung des politischen Handelns (political agency) und ökologische 
Notwendigkeiten (ecological issues). Der ‚Dritte Weg‘ biete die Möglichkeit, zwi-
schen den Politikansätzen der Neoliberalen und den traditionellen Ansätzen der 
Sozialdemokratie neue Rahmenbedingungen zu schaffen und die notwendige 
Reformierung der Sozialdemokratie und somit des Sozialstaates zu vollziehen. 
Ein zeitgemäßes Programm (europäischer) Sozialdemokratie müsse folgende 
Leitbilder umfassen: Gleichheit als zentraler Wert, Schutz der Schwachen und 
Verletzlichen, Freiheit als selbstbestimmtes Handeln, keine Rechte ohne Ver-
pflichtungen, keine Entscheidungsmacht ohne demokratische Verfahren, kos-
mopolitischer Pluralismus und philosophischer Konservatismus (vgl. Giddens, 
1999, S. 82). Die Ziele des Dritten Weges, so Giddens, sind u. a. eine radikal-
demokratische Mitte, eine aktive Zivilgesellschaft, eine positive Wohlfahrt und 
der Staat als Sozialinvestor und Aktivierer. Ein Fokus liegt also auf dem Staat als 
„social investment state“ oder als „aktivierender Sozialstaat“, der dem Grundsatz 
„keine Rechte ohne Verpflichtungen“ folgt (vgl. ebd.). Der Staat versucht somit, 
seine Bürger zu starken Marktakteuren zu befähigen (vgl. Allmendinger, 2009, 
S. 3).

15  Ausgangslage der Debatten war die Kritik an dem in Westeuropa als historischer Vorreiter 
geltenden „Bismarckian Welfare System“. Laut Palier und Martin (2008) seien die „kon-
servativen“ Wohlfahrtsstaaten für den Umbruch zur postindustriellen Gesellschaft kaum 
gewappnet (vgl. u. a. Esping-Andersen, 1996; Lessenich, 2012, S. 42 f). Die keynesianische 
Steuerung wurde grundsätzlich infrage gestellt, da ihr das Versagen im Hinblick auf Mas-
senarbeitslosigkeit, die Internationalisierung der Wirtschaft und die damit einhegenden 
steigenden kompensatorischen Sozialausgaben zugeschrieben wurde (vgl. Büschken, 2017, 
S. 64 ff). Traditionelle Instrumente des Staates wie z. B. Arbeitslosenhilfezahlungen erwie-
sen sich als „unzureichend, ineffizient und ineffektiv.“ (Büschken, 2017, S. 66)

16  In den USA wurde die Reform unter dem damaligen Präsidenten Bill Clinton mit dem rich-
tungsweisenden Slogan „ending welfare as we know it“ (aus der Rede „The New Covenant: 
Adress to Students at Georgetown University“ vom 23. Oktober 1991) umgesetzt.
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Dieses ‚Aktivierungskonzept‘ wurde in der Bundesrepublik vor allem durch 
das berühmt gewordene Schröder/Blair-Papier17 aus dem Jahr 1999 in die (sozi-
al-)politische Debatte eingeführt18. In Anlehnung an Giddens’ Theorie des Drit-
ten Weges wurde hier die Aktivierung im Rahmen der sozialpolitischen Agenda 
als Überführung des „Sicherheitsnetzes aus Ansprüchen in ein Sprungbrett in die 
Eigenverantwortung“ (Schröder & Blair, 1999) konnotiert. Der Staat schafft Ak-
tivierungsmöglichkeiten, die die Bürger aktiv und im öffentlichen Interesse an-
nehmen (müssen)19, und motiviert sie, ihre Eigenverantwortung wahrzunehmen 
(vgl. ebd.). Dabei agieren der Staat, die Wirtschaft, der sogenannte Dritte Sektor 
und die Zivilgesellschaft in einem abgestimmten Wechselspiel (vgl. Willenborg, 
2011, S. 20). Lamping, Schridde, Plaß und Blanke (2002) fassen die neue Ver-
teilung bzw. die Umverteilung der Verantwortung folgendermaßen zusammen:

„Eine Kernidee des Aktivierenden Staates ist die neue Verantwortungsverteilung. Der 
negativen Zielbestimmung des ‚Schlanken Staates‘ (Reduzierung öffentlicher Aufga-
ben) setzt der Aktivierende Staat in mehrfacher Hinsicht eine positive entgegen, die 
sich in der Kurzformel ‚Verantwortungsteilung statt Staatsentlastung‘ zusammenfas-
sen lässt: Der Aktivierende Staat konzentriert sich auf die Veränderung der öffentli-
chen Aufgabenerledigung und auf gemeinsame Verantwortlichkeiten, ohne damit die 
staatliche Verantwortung für zentrale Probleme der Wohlfahrt aufgeben zu wollen. 
Denn der Kern des Konzeptes Aktivierender Staat besteht in einer neuen Mischung 
aus staatlicher Gesamtverantwortung und „bürgerschaftlicher“ Selbsttätigkeit. Bei ge-
nauerer Betrachtung handelt es sich prinzipiell um ‚gewandelte Modalitäten der Auf-
gabenerledigung und gewandelte Steuerungsinstrumente‘. Einer solchen Strategie geht 
es um die Verbesserung der öffentlichen Aufgabenerledigung. Das Konzept der Ver-
antwortungsteilung beinhaltet eine Neubestimmung der Rollenverteilung zwischen 
Staat, Wirtschaft, Drittem Sektor und Bürgern.“ (Lamping et al., 2002, S. 22)

Die Politikwissenschaftlerin Irene Dingeldey (2006a) stellt diese Reformdiskus-
sion in den Kontext eines grundsätzlichen Wandels des Sozialstaates und seiner 
normativen Axiome von einem fürsorgenden zu einem aktivierenden Wohl-
fahrtsstaat20. Hierbei stellt sie die Veränderung der sozialpolitischen Ziele und 
Leitbilder kontrastierend gegenüber.

17  Nachzulesen unter: http://www.glasnost.de/pol/schroederblair.html [letzter Zugriff: 
14.11.2018].

18  Die Agenda 2010 wird in diesen Kontext gesetzt. In der Regierungserklärung des Altkanz-
lers Schröder vom 14. März 2003 hierzu, werden mehrfach die Stärkung und die besondere 
Betonung der Eigenverantwortung der Bürger hervorgehoben (siehe Schröder, 2003).

19  Am deutlichsten war dies in den „Hartz-Reformen“ zu spüren, die eine Neuordnung der 
Arbeitsmarktpolitik in Deutschland mit sich brachten (Agenda, 2010).

20  Trube charakterisierte in seinem Vortrag auf dem Deutschen Fürsorgetag im Jahre 2003 
die derzeitigen Umbrüche in der Sozialpolitik als „Anfänge eines epochalen Wandels des 


